






 
Antworten auf die Wahlprüfsteine der AG Weg mit der  
Gesinnungsschnüffelei (GEW Stadtverband München) 
 
Zu 1 
 
Ja, die Partei Bündnis 90/Die Grünen wird sich im Falle einer Regierungsbeteiligung 
für die Abschaffung dieser Praxis einsetzen. Es ist nicht weiter hinnehmbar, dass 
Bayern als eines der letzten Länder an dieser unsäglichen „Gesinnungsschnüffelei“ 
festhält. Die Vorlage eines polizeilichen Führungszeugnisses ist für eine Einstellung 
in den öffentlichen Dienst vollkommen ausreichend. In den vergangenen 
Legislaturperioden hat die Grüne Landtagsfraktion mehrfach Anläufe unternommen, 
die in Bayern seit dem 1. Januar 1992 geltende Regelung aufzuheben. Die Vorstöße 
sind stets an den Stimmen der schwarz-gelben Koalition gescheitert.  
 
 
Zu 2 
 
Wir setzen uns, als Konsequenz aus dem Debakel der Sicherheitsbehörden bei der 
NSU-Mordserie, dafür ein, dass das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz in 
seiner bisherigen Form aufgelöst wird. Wir brauchen jetzt eine institutionelle 
Neugründung, keine kosmetischen Korrekturen. Eine neue „Inlandsaufklärung“ mit 
klar eingegrenzten nachrichtendienstlichen Befugnissen, neuem, verkleinertem 
Personalstab und anderem Selbstverständnis wird sich auf die Aufklärung 
gewaltbereiter Bestrebungen beschränken.  
 
Eine Beteiligung der Inlandsaufklärung bei der Einstellungspraxis im öffentlichen 
Dienst kommt danach in keiner Weise mehr in Betracht. 
 
 
Zu 3 
 
Wir begrüßen eine grundlegende Aufarbeitung der schwerwiegenden Folgen des 
„Radikalenerlass“ für die Betroffenen. Wir fordern, dass die Betroffenen grundlegend 
rehabilitiert werden. Die Unterlagen des Verfassungsschutzes müssen Ihnen und der 
Wissenschaft zugänglich gemacht werden. Einer materiellen Entschädigung der 
Opfer stehen wir ebenfalls positiv gegenüber.  
 
 


